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Text 

3. Abschnitt: Verkehr zwischen Behörden und Beteiligten. 

Anbringen. 

§ 13. (1) Anträge, Gesuche, Anzeigen, Beschwerden und sonstige Mitteilungen können, sofern in 
den Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmt ist, bei der Behörde schriftlich, telegraphisch oder 
fernschriftlich und, soweit es der Natur der Sache nach tunlich erscheint, auch mündlich oder 
telephonisch angebracht werden. Rechtsmittel und Eingaben, die an eine Frist gebunden sind oder durch 
die der Lauf einer Frist bestimmt wird, sind schriftlich, telegraphisch oder fernschriftlich einzubringen. 

(2) Zur Entgegennahme mündlicher Anbringen ist die Behörde, außer bei Gefahr im Verzuge, nur 
während der für den Parteienverkehr bestimmten Zeit, zur Entgegennahme schriftlicher Eingaben nur 
während der Amtsstunden verpflichtet. Die Amtsstunden und die für den Parteienverkehr bestimmte Zeit 
sind bei der Behörde durch Anschlag kundzumachen. 

(3) Formgebrechen schriftlicher Anbringen wie auch das Fehlen einer Unterschrift berechtigen an 
sich die Behörde noch nicht zur Zurückweisung; sie hat deren Behebung von Amts wegen zu veranlassen 
und kann dem Einschreiter die Behebung der Formgebrechen oder die schriftliche Bestätigung 
telegraphischer, fernschriftlicher, mündlicher oder telephonischer Anbringen mit der Wirkung auftragen, 
daß das Anbringen nach fruchtlosem Ablauf einer gleichzeitig zu bestimmenden Frist nicht mehr 
berücksichtigt wird. Wird das Formgebrechen rechtzeitig behoben, so gilt das Anbringen als ursprünglich 
richtig eingebracht. 
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(4) Die Behörde ist nicht verpflichtet, Anbringen, die sich auf keine bestimmte Angelegenheit 
beziehen, in Verhandlung zu nehmen. 
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